Schengener Abkommen
1985 unterzeichneten Deutschland, Frankreich und die Benelux-Staaten eine Vereinbarung in Schengen (Luxemburg). 

Bedeutung und Zweck. 

Die EU-Planer in Brüssel streben einen vereinheitlichten EU-Raum an, in dem alle Probleme von gemeinsamem Interesse nach einheitlichen Regeln (der Brüsseler Zentrale, mit der EU-Kommission als regierendem Organ) gelöst werden sollen. 
Ziel war die gegenseitige Anerkennung von Visa und die grenzenlose Reisefreiheit innerhalb der EU , Landesgrenzen sollen für den Reisenden ohne Belang werden. 
Im Schengen-Paket sind aber auch Maßnahmen «zur Stärkung der innern Sicherheit» enthalten, die den (bandenmäßig operierenden) inner- und außereuropäischen Kriminaltouristen das Handwerk erschweren sollen. 

1990 folgte das Schengener Durchführungsübereinkommen (auch als Schengen-Konvention) bekannt, dass die konkrete Umsetzung regelt und als wichtigstes Instrument das Schengener Informationssystem (SIS). 

Im SIS sollen Daten gesuchter Personen sowie gestohlene Gegenstände gespeichert und für Fahndung genutzt werden. 
SIS hat eine zentrale Datenbank in Straßburg sowie nationale Datenbanken in allen Schengen Staaten. 

SIS hat ein Gesamtvolumen von 9,5 Mill Fahndungsdatensätzen, Tendenz steigend.

Dabei handelt es sich überwiegend um Sachfahndungsausschreibungen. 

Im Juni 1990 wurde von den in Dublin versammelten EU-Regierungschefs das SDÜ unterzeichnet und ebenso ein Abkommen betreffend Administrierung von Asylgesuchen (Dubliner Übereinkommen), dass den Asyltourismus regeln soll. 

Es ersetzt seitdem den asylrechtlichen Teil des Schengener Abkommens. 

Es trat aber erst im September 1997 in Kraft, da die 15 Mitgliedstaaten 7 Jahre benötigten, das Übereinkommen zu ratifizieren. 

Die EG-Verordnung 343/2003 (DÜ II) hat das DÜ I abgelöst.

DUBLIN ÜBEREINKOMMEN (DÜ):

Regelt die Zuständigkeit von EU-Staaten bei der Bearbeitung von Asylanträgen. 

Es wird auch als „Erst-Asyl-Abkommen“ bezeichnet. 

Es gewährt Asylbewerbern das Recht, im Dublin Raum ein Asylgesuch zu stellen und es definiert die Kriterien welcher Staat dafür zuständig ist. 

Nach dem DÜ muss jeweils das EU-Land einen Asylantrag behandeln, das der Asylbewerber zuerst betreten hat. 

Meldet er sich im ersten von ihm betreten Land nicht als Asylsuchender, ist jedes EU-Land , in das er später kommt, berechtigt, ihn an das Erst- Land zurückzuweisen. 
1.Problem: bei der praktischen Umsetzung:

Der Staat muss, dessen Behörde den Asylsuchenden registrieren, diesem Asylsuchenden zunächst beweisen, welches EU-Land er als erstes betreten hat. 

Kann es nicht nachgewiesen werden, dann kann er auch nicht ins Erst-Asylland ausgewiesen werden. 

Problem für die Staaten die an der EU-Außengrenze liegen. Die werden dadurch besonders schwer belastet.

2. Problem:

Dubliner Abkommen kann nur auf solche illegalen Einwanderer angewendet werden, die sich selbst als „Asylsuchende“ bezeichnen. 

Das Dublin-Abkommen führte zur Einrichtung des „Eurodac-Registers“.
(in Betrieb genommen 15.01.2003)

Es speichert Fingerabdrücke von Asylsuchenden, aber auch andere pers. Daten. 

Geplant ist die Registrierung aller Asylsuchenden über 14 Jahren.

Fingerabdrücke sollen bis zu 10 Jahren gespeichert werden. 

Falls eine Person Bürger eines Mitgliedstaates wird, sollen die Daten gelöscht werden. 

Laut Zahlen der EU-Kommission wurden bisher über 270.000 Fingerabdrücke verarbeitet und dabei ca 17.000 Mehrfachgesuche festgestellt. 

1999: wichtige Veränderung:

Am 1. Mai trat Amsterdamer Vertrag in Kraft. Mit ihm wurde das Schengener-System in die EU-Strucktur integriert. 
EMRK
Die Europäische Menschenrechtkonvention (EMRK) bzw. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten enthält einen Katalog von Grundrechten und Menschenrechten.

Die Konvention wurde im Rahmen des Europarats ausgehandelt, am 4. Nov. 1950 in Rom unterzeichnet und trat am 3. Jul.1953 in Kraft. Jeder Mitgliedstaat des Europarats muss die Konvention baldmöglichst ratifizieren. Derzeit haben alle Mitglieder mit Ausnahme von Serbien und Montenegro, das die Konvention unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert hat, die Konvention ratifiziert. (Stand 29.Jul.2003)

Rechtsschutz:

Zur Durchsetzung der gewährten Rechte wurde mit der Konvention auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg geschaffen. Seit 1998 kann jeder Einzelne gegen eine Verletzung seiner Rechte aus der Konvention klagen. 

Daneben können auch die Mitgliedstaaten gegenseitig auf Einhaltung der Konvention klagen (per sog. Individual- oder Staatenbeschwerde).

Grundrechte:

Als Grundrechte bezeichnet man wesentliche Rechte, die von einem Staat seinen Bürgern als einklagbar garantiert werden. Die Grundrechte werden in der Regel in der Verfassung formuliert. Sie basieren auf der philosophischen Idee der Menschenrechte, nach der jeder Mensch gewisse unveräußerliche Rechte besitzt. 

Beide Begriffe werden oft synonym verwendet, so dass nicht immer klar ist. worin der Unterschied besteht. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass sich die Grundrechte aus den Menschenrechten ergeben.

So kann die Verfassung eines Landes durch polit. Entscheidungen geändert werden. während die Menschenrechte auf allgem. ethischen Prinzipien beruhen. 

Auch gehören zu den Grundrechten im Gegensatz zu den Menschenrechten auch Bürgerrechte, die nur für die Angehörigen eines Staates gelten. 


